
Anlage III.
1. Am Ende eines Zeitraumes von 15Jahren findet eine

Volksabstimmungin den oben umgrenztenGebietenstatt, und
zwar unter der Kontrolle der Regierungskommission.Die Ab¬
stimmung geschieht nach Gemeindenoder Bezirken. Bei der
Abstimmung findet kein Unterschied statt bezüglich des Ge¬
schlechtes.Zur Abstimmungzugelassenwerden nur Einwohner,
die bei UnterzeichnungdiesesFriedensvertragesim Saargebiet
gewohnt haben („inhabitants domiciled“).
Die Bestimmungenund das Datum der Abstimmungwerden

von dem ausführendenRat des Völkerbundes so festgelegt,
daß sie die freie und geheime Abstimmung gewährleisten.
2. Der Völkerbund entscheidet über die Souveränität des

Saargebietesin Übereinstimmung(„in conformity“) mit den so
zumAusdruck gebrachtenWünschender Bevölkerung.Deutsch¬
land willigt ein, in Übereinstimmungmit der Entscheidungdes
Völkerbundes, all das Gebiet, auf das die Entscheidungdes
Völkerbundesin Anwendungkommt, an Frankreich abzutreten.
3. Insofern das Saargebiet, nach dem Ergebnis der Ent¬

scheidungdes Völkerbundes,deutschbleibt, werden die Eigen¬
tumsrechteder französischenRegierung,die in diesenArtikeln
festgelegt sind, als ein Ganzesvon Deutschlandübernommen
zu einem in Gold zahlbaren Preise, der festgesetztwird von
3 Sachverständigenoder deren Mehrheit, von deneneiner von
Deutschlandernanntwird, einer von Frankreich und einer vom
Völkerbund, der aberweder Deutschernoch Franzoseseindarf.
4. Der so festgesetztePreis ist zahlbar innerhalb . . . .

Nachdemdies festgestelltist und wenn dannder so festgesetzte
Preis von Deutschlandan die französischeRegierungnicht ge¬
zahlt wird, wird das Saargebiet,welchessonst deutschbleiben
würde, danachvon Frankreich besetztund verwaltet ganz wie
ein Teilgebiet Frankreichs.
5. Die BestimmungendesvorhergehendenArtikels lasseneine

Vereinbarung zu, welche vor dem für die oben erwähnte
ZahlungfestgesetztenTermin zwischenFrankreichundDeutsch¬
land bezüglich der französischenRechteerfolgen kann.
6. Nachder Volksabstimmungtrifft der Völkerbund so schnell

wie möglich Weisungen,um alle Bestimmungenfür eine be¬
sondereRechtsordnungin dem fraglichenGebietdurchzuführen,
die gebührendeRücksicht nehmenauf persönlicheRechteund
Eigentumsrechte.
Paris, am 9. April 1919.

2. Die Abänderungsbeschiüssedes Viererratesvom
10.April 1919*) zu demEntwurf vom 9./10.April 1919.

Anlage II.
Artikel 1. Lies: „Deutschland verzichtet zugunstendes Völ¬

kerbundes als Treuhänders auf alle seine Verwaltungsrechte
über das in Artikel 1 umgrenzteSaargebiet“.

*) Private Übersetzungdesbei Miller Band VIII Seite202/03in englischerSprache
abgedrucktenDokumente«Nr. 751.
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Artikel 3 wird folgendmaßenabgeändert:
„Die Regierungskommissionbesteht aus 5 Mitgliedern, die

vom Völkerbundsrat gewählt werden. Eins von ihnen soll
französischerBürger sein, eins geborener Saarländer
(nicht Franzose). Die andern werden aus 3 Ländern gewählt
außer Frankreich und Deutschland. Die Mitglieder der Re¬
gierungskommissionwerden auf ein Jahr ernannt. Ihre Ernen¬
nung kann erneuert werden. Sie können vom Völkerbundsrat
abberufen und ersetzt werden“.
Artikel 4. Statt „Völkerbund“ soll es heißen: „Völkerbunds-

r at“.
Artikel 5. Statt „Verwaltung und Polizei“ soll es heißen:

„R eg i er u n g“.
Statt „Verwaltungskörperschaften“ soll es heißen: „Verwal-

tungs- und Vertreter körperschaften“.
Die Ausdrücke „gegen eine angemesseneEntschädigung“

fallen weg.
Artikel 9. Statt „21“ soll es heißen: „2 0 Jahre“.
Der letzte Satz soll lauten: „Andererseits besteht nur ein

Wahlrecht für die Vertreterkörperschaftendes Saargebietes“.
Artikel 12. Statt „Vertretung“ soll es heißen: „Schutz“.

Anlage III.
Artikel 1. Statt „domiciled“ soll es heißen: „resident“.
Artikel 5. Anfang muß heißen: „Die Bestimmungen der

zwei vorhergehendenArtikel“.
Die Beratung der Artikel 3 und 4 wurde ausgesetzt.
Paris, am 10. April 1919.

3. Der Notenwechselüber das Saargebietin der Zeit
zwischenBekanntgabeund Unterzeichnungder

Friedensbedingungen.
Nr. 1.

DeutscheNote vom 13. Mai 1919über die Fragen, betreffend
die westlichen Gebiete Deutschlands.

Deutsche Friedensdelegation. Versailles, 13. Mai 1919.
Herr Präsident!

Die deutsche Friedensdelegation hat aus dem Schreiben
Eurer Exzellenz vom 10. d. M. entnommen, daß sich die
alliierten und assoziierten Regierungen bei Abfassung der
Bedingungen des Friedensvertrags ständig von den Grund¬
sätzen haben leiten lassen, nach denen der Waffenstillstand
und die Friedensverhandlungenvorgeschlagenworden sind.
Die deutscheDelegation will selbstverständlichdiese Grund¬
lage nicht in Zweifel ziehen, sie muß sich aber das Recht
Vorbehalten,auf die Bedingungenhinzuweisen,die nach ihrer
Auffassungmit der Absicht der alliierten und assoziiertenRe¬
gierungen in Widerspruch stehen.
Ein solcher Widerspruch springt besonders in die Augen

bei den Bedingungendes Vertragsentwurfs, die sich auf die
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